
3,00 5,00

7,00

3,00

3,
00 502,

75
7,

50
2,

50 3,
00

20,00

11.982,19 m2

11.637,43 m2

9.933,43 m2

5.193,22 m2

6.926,04 m2

2.990,65 m2

1.747,25 m2

11.168,70 m2

F

Landgraben

Brühlgraben

Brühlgraben

6

4

29

8

2

4

9

7

8

2

3

1

6

48

46

87

40

2

34

32

38

28

30

26

52

50

44

54

36

79

77

75

85

Siemensstraße

Siemensstraße

St.-Florian-Straße

Benzstraße

Isarstraße

Robert-Bosch-Straße

Daim
lerstraße

1090/56

598/10

598/11

1090/76

1090/74

10
90

/7
3

593

584

594

595

583

583/2

583/1

581

582/10

582/11

581/2

565/7

565/3

1089/2

1090/59

1090/58

10
90

/6
0

1090

1090/61

1090/1

1090/57

1090/65

1090/64

1090/67

1090/66

1090/69

1090/62

1090/75

1090/13

475/2

475/3

477

475/7

476/4

1090/2

1090/7

1090/61090/5

482

483

480/2

485

484

484/1
481

1090/4 1090/8

49
2

486

493

1090/3

1089

466

461/2

469

465

464
463

467

472

474/2

468

474

473

471

468/4

474/1

474/3

470

475

409

582/9

598/1

1089/4
1089/3

598/2

598/6

596

Rückhaltebecken Parkplatz

TS

1.2.

1.2.1.

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 21a BauNVO)

0,8 max. zulässige Grundflächenzahl

1.2.2.

z.B. OK= 14,0m relative Höhe der baulichen Anlagen als Höchstgrenze in Metern
(§ 16 Abs. 2 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 
1.3. BAUWEISE

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO) 

1.4.1.

ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE1.4.

Baugrenze 

6,0 max. zulässige Baumassenzahl

1.2.5.

1.3.1. abweichende Bauweise 

VERKEHRSFLÄCHEN1.5.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

1.5.2.

öffentliche Straßenverkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung
Pflegeweg 

Die Gebäudeoberkante (OK) wird als relatives Maß zum Bezugspunkt definiert. Bezugspunkt ist die Höhe der 
unmittelbar zugeordneten öffentlichen Straßenverkehrsfläche, gemessen in der Mitte der zur 
Straßenverkehrsfläche zugewandten Hauswand des Gebäudes. 

1.2.5.1.

Die Flächen für Verkehrsgrün sind als Versickerungsmulde herzustellen und als Magerwiese anzulegen oder 
mit Stauden zu bepflanzen.

a

1.5.1.

1.5.4.

1.5.3.

öffentliche Straßenverkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung
öffentliche Stellplatzfläche

1.5.5. Verkehrsgrün

1.5.5.1.

öffentliche Straßenverkehrsfläche

MASSNAHMEN UND FLÄCHEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR 
UND LANDSCHAFT

1.6.

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Begrünung von Dächern:
Flachdächer der Haupt-, Nebengebäude, Garagen und Carports sind extensiv zu begrünen. Die 
Mindestsubstratstärke beträgt 12 cm. Ausgenommen sind ausschließlich Flächen für technische Aufbauten. 
Flächen unter Anlagen für Solarthermie und Photovoltaik sind zu begrünen.

1.6.2.

1.6.1. Begrenzung der Bodenversiegelung:
Stellplätze, Hofflächen und untergeordnete Wege der Privatgrundstücke sind mit wasserdurchlässigen 
Belägen (z.B. in Splittbett verlegtes Pflaster, Drainfugenpflaster,  Rasengittersteine, Schotterrasen, 
Kiesflächen, wassergebundene Decke,  etc.) zu versehen.

Anzupflanzende Bäume

ARTENLISTEN1.9.

1.8.1.1. An den durch Planzeichen gekennzeichneten, straßenbegeitenden Standorten, innerhalb der Flächen für 
Verkehrsgrün sind standortgerechte Bäume der Artenliste 3 zu pflanzen, zu pflegen dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgang zu ersetzen.

Die durch Planzeichen festgesetzten Bäume können zur Anpassung an die örtliche Situation (Zufahrten, 
Zugänge, Leitungen) verschoben werden. Die Anzahl der festgesetzten Bäume darf dabei nicht unterschritten 
werden.

1.8.1.2.

ARTENSCHUTZRECHTLICHE VERMEIDUNGS-; UND CEF-MASSNAHMEN1.10.

1.10.1.

1.8.1.

Zur Vermeidung der Zugriffsverbote sind folgende Maßnahmen zu berücksichtigen:

V1: Rodung Gehölze:
Rodung von Gehölzen zwischen Anfang Oktober und Ende Februar. Bei einer Durchführung außerhalb 
dieses Zeitraumes ist durch eine Fachperson zu prüfen ob Vögel oder Fledermäuse auf der Vorhabenfläche 
vorkommen. Bei Nachweisen von Tieren ist das weitere Vorgehen mit der unteren Naturschutzbehörde 
abzustimmen.
V2: Beräumung Ackerbrache/Sukzessionsfläche:
Vor dem Abschieben des Oberbodens ist die Fläche auf Vorkommen von Zauneidechsen und Vögeln zu 
untersuchen. Bei Feststellung von Tieren ist die untere Naturschutzbehörde zu informieren. Die 
Zauneidechsen sind in die vorbereiteten Ersatzhabitate am Rand der Vorhabenfläche umzusiedeln) s. 
vorsorgliche CEF-Maßnahme.

1.13. NUTZUNGSSCHABLONE

OK max= 14,00m

Abgrenzung unterschiedlicher schalltechnischer Festsetzungen

Füllschema der 
Nutzungsschablone 

Grundflächenzahl
(GRZ)

Bauweise

Baumassenzahl
(BMZ)

Dachform 

Höhe der baulichen Anlagen 
(Höchstgrenze)

1.12.1.

1.12.2.

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
(Art. 81 BayBO)

2.

HINWEIS ZUR DENKMALPFLEGE3.1.

1.3.1.1. Abweichend von der offenen Bauweise sind bauliche Anlagen mit einer Länge von mehr als 50,0 m zulässig.

Die vorgesehene Nutzung der Freiflächen und deren Bepflanzung ist vom Bauherren in einem 
Freiflächengestaltungsplan darzustellen und mit dem Bauantrag einzureichen.

Artenliste 1 - Großbäume
Pflanzgröße: Hochstamm, StU 18-20 cm, 3xv.

Acer platanoides - Spitzahorn
Acer pseudoplatanus - Bergahorn
Fagus sylvatica - Rotbuche
Ulmus glabra - Bergulme
Salix alba - Silberweide
Tilia cordata - Winterlinde 
Tilia platyphyllos - Sommerlinde

Artenliste 4 - Sträucher
Pflanzqualität: Höhe 100-150 cm, 2xv. 

Artenliste 2 - Mittel- und Kleinbäume 7 - 20m
Pflanzgröße: Hochstamm, StU 12-14 cm.

Acer campestre - Feldahorn
Alnus glutinosa - Schwarzerle
Carpinus betulus - Hainbuche
Betula pendula - Hängebirke
Malus sylvestris - Holzapfel
Populus tremula - Zitterpappel, Espe
Prunus avium - Vogelkirsche
Prunus padus - Traubenkirsche
Pyrus pyraster - Wildbirne
Sorbus aucuparia - Eberesche

Großbäume 20 - 40m
Tilia x europaea 'Pallida' - Kaiserlinde

Mittelgroße Bäume 12/15 - 20m
Acer campestre 'Elsrijk' - Feldahorn
Acer platanoides 'Cleveland', - Spitzahorn in Sorten
'Columnare', 'Globosum', 'Allershausen'
Alnus x spaethii - Purpurerle
Carpinus betulus 'Fastigiata' - Pyramiden Hainbuche
Corylus colurna - Baumhasel
Gleditsia triacanthos - Dornenlose Gleditschie
'Shademaster', 'Skyline'
Pyrus calleryana 'Chanticleer' - Stadtbirne
Robinia pseudoacacia - Robinie
'Sandraudiga', 'Umbraculifera'
Sorbus intermedia 'Brouwers' - Schwedische Mehlbeere
Tilia cordata 'Greenspire' - Amerikanische Stadtlinde

Artenliste 3  - Bäume Straßenraum
Mindestpflanzgröße: Hochstamm, StU 18-20 cm, 3xv.

regionale Obstbaumsorten

Artenliste - Obstbäume
Pflanzgröße: Hochstamm, StU 10-12 cm.
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GESETZLICHE GRUNDLAGEN DIESES BEBAUUNGSPLANES SIND:
DAS BAUGESETZBUCH (BauGB)

DIE BAUNUTZUNGSVERORDNUNG (BauNVO)

1.

1.1.

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(§  9 BauGB und BauNVO)
ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1-15 BauNVO)

Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan 
"St.-Florian-Strasse III"

DIE PLANZEICHENVERORDNUNG (PlanzV90) In der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58)
 zuletzt gändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I S. 1802)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786)
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBI. 2007, S. 588, BayRS 2132-1-B)
zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GVBI S. 327)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634)
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221)

1.1.1.

Zulässig sind:
- Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude
- Anlagen für soziale Zwecke
- Anlagen für sportliche Zwecke

1.1.1.1.

1.1.1.2. Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO:
- Tankstellen
- Einzelhandelsbetriebe
- Logistikbetriebe, Betriebe und Unternehmen der Frachtführung/ Frachtbeförderung
- Recyclingbetriebe

Die unter § 8 Abs. 3 BauNVO aufgeführten Ausnahmen sind mit Ausnahme der Anlagen für soziale Zwecke 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig.

eingeschränktes Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)GE(e)

Die Fläche für Verkehrsgrüns sowie öffentliche Parkierungsflächen können für einen Ein- und 
Ausfahrtsbereich je Grundstück mit einer max. Breite von 15m unterbrochen werden.

1.5.5.2.

1.4.1.1. Ausserhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind Stellplätze zulässig. Stellplätze mit einer direkten 
Ausfahrt auf die Erschließungsstraße sind nicht zulässig.

1.4.1.2. Ausserhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind ausnahmsweise die der Versorgung des Gebietes, mit 
Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser und Abwasser dienenden Nebenanlagen zulässig.

Innerhalb der privaten und öffentlichen Stellplatzflächen sind zur Durchgrünung der Stellplätze je 5 Stellplätze 
1 Baum der Artenliste 3 zu pflanzen, zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.

1.8.2.1.

1.12.3.

1.6.4. Fläche für Ausgleichsmaßnahmen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

1.6.4.1. Externe Ausgleichsfläche 1: Flurstück 580 - 583 Gemarkung Wullenstetten

Entwicklungsziel: der Fläche ist ein Mosaik aus unterschiedlichen Kleingewässern sowie 
Sukzessionsbeständen (Pionierfluren, Ruderal-Staudenfluren, Gehölze) das durch Pflegemaßnahmen 
erhalten bleibt. Die Fläche liegt in der Wasserschutzgebietszone III
Aufschlüsse und Veränderungen der Erdoberfläche sind daher verboten. Dies ist bei den im Folgenden 
beschriebenen Maßnahmen zu beachten. Entsprechend sind folgende Optimierungsmaßnahmen 
durchzuführen:

Maßnahmen:
- Herstellung von drei permanent wasserführenden Kleingewässern im Umfang von ca. 80 - 100m² im Bereich 

der bereits jetzt vorhandenen wechselfeuchten Senken. Der Aushub ist im Umfeld als flacher Hügel 
anzulegen. In den Hügel sind insgesamt 15 Wurzelstöcke als Winterquartiere einzubauen. Die 
Gewässersohle ist mit einem Lehmschlag zu versehen.

- Im Flächenumfang von ca. 2.000m² ist im Umfeld der oben beschriebenen Weiher ein Mosaik mit 
temporären Kleingewässern anzulegen. Die Fläche ist durch einen Lehmschlag abzudichten und mit einer 
dünnen Oberbodenschicht zu überdecken, sodass viele kleine Pfützen entstehen, die im Sommer 
austrocknen können. Der Aushub für die Gewässer ist ebenfalls zu flachen Hügeln zu modellieren.

- Die südexponierten Böschungsbereiche am Rand der Fläche sind auf einer Länge von ca. 100m als 
Abbruchkante herzustellen. Diese Kanten dienen als Winterquartiere für Amphibien und Nistplätze für 
Wildbienen.

- Auf der Fläche sind randlich 10 Totholz- bzw. Asthaufen anzulegen (je Haufen ca. 0,5m³ Totholz, Höhe der 
Asthaufen mind. 1,5m)

Pflege:
- Die Feldhecken um die Fläche sind bei Bedarf abschnittsweise alle 10-15 Jahre auf den Stock zu setzen. 

Maximale Bearbeitungslänge 1/3 der Gesamtlänge. Zeitraum Anfang Oktober bis Ende Februar.
- Alle 3 Jahre sind 1/3 der Kleingewässer oberirdisch von der Pioniervegetation zu befreien, dabei darf nicht in 

den Boden eingegriffen werden.
- Bei übermäßiger Verbuschung oder Massenvermehrung von Neophyten sind zusätzliche Pflegearbeiten in 

Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde durchzuführen.

Monitoring:
Die Flächengestaltung und die Pflege sind mit einem Monitoring zu überprüfen.

Abbuchung Ökokonto:
Die Fläche ist bereits als Naturschutzfläche hergestellt und zu 50% anrechenbar.

1.6.3.2. Externe Ausgleichsfläche 2: Flurstück 815  Gemarkung Freudenegg
Östliche Teilfäche des Flurstücks Nr. 815 der Gemarkung Freundenegg, südlich des Auweg

Entwicklungsziel: ist es die westlich vorhandene artenreiche Magerwiese auf diesen Teil des Flurstücks zu 
erweitern und den Feldweg aufzulösen, damit eine durchgängige Fläche entsteht.
Entsprechend sind folgende Maßnahmen durchzuführen:

Maßnahmen:
- Erhalt Einzelbaum
- Abmagerung der Fläche durch Oberbodenabtrag (ca. 15-20cm) und Auftrag von nährstoffarmen Material 

(Kiessand 0-16mm) in gleicher Stärke. Die Fäche ist anschließend ca. 30cm tief zu fräsen um das Substrat 
zu vermengen. Als Keimbett ist wieder eine dünne Schicht (1-2cm) mit Oberboden aufzutragen.

- Im Bereich des vorhandenen Feldweges ist der Schotter aufzulockern und ebenfalls mit einem Keimbett zu 
überdecken.

- Einsaat mittels Mähgutverfahren. Das Mähgut ist von der westlich vorhandenen Fläche zu entnehmen und 
fachgerecht aufzutragen.

- Entlang der nördlichen und südlichen Flächengrenze sind zum Schutz der Fläche gegenüber 
Beeinträchtigungen (Parken, Überfahren, Störungen durch Freizeitaktivitäten) Dornenhecken zu pflanzen. 
(Anteil Dornensträucher 80%) sowie Abgrenzungen aus Steinen und Baumstämmen einzubauen. Arten 
siehe Artenliste 5 Sträucher Ausgleichsfläche.

- Zudem sind auf der Fläche am Südrand der Gehölzstrukturen jeweils 2 Totholz- und 2 Wurzelstockhaufen 
anzulegen (je Haufen ca. 0,5m³ Totholz bzw. 5-7 Wurzelstöcke). Die Haufen sind zum Teil in den Boden 
einzugraben und mit Kiessand anzudecken. Ferner sind zwei mindestens 5m lange Steinhaufen 
einzubauen, deren Zwischenräume mit Kiessand verfüllt werden. Diese Habitatelemente sind wichitge 
Kleinstrukturen für Insekten (insbesondere Wildbienen) und Reptilien.

Monitoring:
Die Flächengestaltung und die Pflege sind mit einem Monitoring zu überprüfen.
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1.12.3.1.

1.12.3.2.

Beleuchtungsanlagen von Gebäuden, Parkplätzen, Wegen, Werbung, Photovoltaikanlagen und dergleichen 
sind blendfrei zur klassifizierten Straße hin zu gestalten. Sie sind in ihrer Farbgebung und Strahlrichtung so 
anzuordnen, dass jegliche Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine 
Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende Blendschutzeinrichtungen anzubringen.

In Anlehung an das DWA-Arbeitsblatt-117 darf, bei einer Wiederkehrzeit von t=5 Jahre, anteilig nur 15 Liter je 
(Sekunde und Hektar) Niederschlagswasser des Bemessungsregens von den versiegelten Flächen 
eingeleitet werden. Über diesen Anteil hinausgehende Niedeschlagswassermengen sind auf dem Grundstück 
regelkonform zurückzuhalten und dürfen nur mittels einer für die zulässige Gesamteinleitungsmenge justierter 
Abflussdrossel in die Regenwasserkanalisation abgeleitet werden. Eine den Anforderungen des DWA-A102 
genüge leistenden Vorbehandlung des Niederschlagswassers ist bauseits zu gewährleisten.
Die Anforderungen sind im Zuge eines Baugesuchs mittels eines in sich schlüssigen 
Regenwassergesamtkonzeptes nachvollziehbar darzulegen.

Die fachlichen Anforderungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV), die Technischen 
Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW), 
das ATV Arbeitsblatt A 138 "Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen Versickerung von nicht 
schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser" sowie das ATV-Merkblatt M 153 "Handlungsempfehlungen 
zum Umgang mit Regenwasser" sind bei der Errichtung von Sickeranlagen zu beachten.

Für alle baukonstuktiven Elemente, die großflächig mit Niederschlagswasser in Berührung kommen (z.B. 
Dachdeckungen, Fallrohre etc.) sind Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig, sofern 
diese Oberflächen nicht mit geeigneten anderen Materialien (z.B. Kunststoff-Beschichtung) dauerhaft gegen 
Niederschlagswasser abgeschirmt werden. Dacheindeckungen aus nicht beschichtetem Kupfer, Zink, Titan-
Zink oder Blei sind nicht zulässig.

BODENSCHUTZ/ ALTLASTEN4.7.
Mit dem natürlichen Bodenmaterial ist gemäß BBodSchV § 12, Vollzugshilfe zur BBodSchV § 12, DIN 19731, 
DIN 18915 sowie dem vorliegenden Leitfaden zum Schutz der Boden bei Auftrag vom kultivierbaren 
Bodenaushub bzw. zur Erhaltung fruchtbaren und kulturfähigen Bodenaushub bei Flächeninanspruchnahme 
schonend umzugehen. Die gesetzlichen und fachlichen Regelungen sind zu beachten und umzusetzen.

Im Geltungsbereich sind keine Grundstücksflächen im Kataster gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz 
(BayBodSchG) aufgeführt, für die ein Verdacht auf Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen besteht.
"Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf eine 
schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde 
(Kreisverwaltungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1 und 12 Abs. 2 BayBodSchG)."

LÖSCHWASSERVERSORGUNG 4.8.
Der Löschwasserbedarf als Grundschutz entsprechend dem Bayerischen Feuerwehrgesetz (BayFwG) vom 
23. Dezember 1981 (zuletzt geändert am 26.03.2019) ist über die zentrale Trinkwasserversorgung nach 
Vorgaben des DVGW Arbeitsblatt W405 bereitzustellen. Die über den Grundschutz hinausgehende 
Löschwasserversorgung ist im Zuge des Objektschutzes durch den jeweiligen Eigentümer zu prüfen und 
sicherzustellen. Die Feuerwehr Neu-Ulm behält sich vor, den für den Objektschutz notwendigen 
Löschwasserbedarf nach den Ermittlung- und Richtwertverfahren zu ermitteln und festzulegen.

ZUFAHRTSMÖGLICHKEITEN / RETTUNGSWEGE (Art. 5 BayBO) 4.9.
Zufahrtsmöglichkeiten und Rettungswege sind gemäß Art. 5 der BayBO zu gewährleisten. Die Zufahrten zu 
den verschiedenen Objekten, sowie gegebenenfalls notwendige Bewegungs- und Aufstellflächen für 
Feuerwehrfahrzeuge sind gemäß der "Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr" auszuführen. Sie sind 
ständig frei zu halten. Bei den Kurvenradien und der Tragfähigkeit der öffentlichen Verkehrsflächen ist 
ebenfalls die "Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr" zu beachten.

Büro für Stadtplanung,
Zint & Häußler GmbH

Innerhalb der Gewerbegrundstücke ist zur Erschließung der Grundstücke lediglich ein Ein- und 
Ausfahrtsbereich mit einer max. Breite von 15,0m zulässig.

1.5.6.1.

Ein- und Ausfahrtsbereiche1.5.6.

OK max= 14,00m

OK max= 14,00m
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VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEMISSIONEN IM SINNE DES 
BUNDESIMMISSIONSSCHUTZGESETZES

1.11.

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind als Grünflächen anzulegen und landschaftsgärtnerisch mit 
heimischen Bäumen, Sträuchern sowie als Stauden- oder Rasenfläche zu bepflanzen, zu pflegen, dauerhaft 
zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.
Kies-, Schotter und sonstige Materialschüttungen sind nicht zulässig.

Die städtische Satzung über die Gestaltung und Ausstattung der unbebauten Flächen der bebauten 
Grundstücke und über die Begrünung baulicher Anlagen vom 13.07.2021 ist zu beachten

Verstöße gegen die örtlichen Bauvorschriften werden als Ordnungswidrigkeiten gemäß Artikel 79 Abs. 1 
BayBO behandelt.

Zusatzkontingent
Tag     + 6 dB
Nacht + 6 dB

Sektor A

222,6°

TF 1

TF 2

TF 3

TF 4

TF 5

TF 6

TF 7

Zugänglichkeit der Normen, Richtlinien und technische Regelwerke
Alle Normen können bei der Stadt Senden zusammen mit den übrigen Bebauungsplanunterlagen eingesehen 
werden.
Die genannten Normen sind beim Deutschen Patentamt archivmäßig gesichert hinterlegt.
Die genannten Normen sind bei der Beuth-Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen (Beuth Verlag GmbH, 
Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin).
Die genannten Normen können auch bei der BEKON Lärmschutz & Akustik GmbH (Morellstraße 33, 86159 
Augsburg, Tel. 0821-34779-0) nach Voranmeldung kostenlos eingesehen werden.

6.197,45 m²

Begrünung von Tiefgaragen:
Die Decken von Tiefgaragen außerhalb von Gebäuden, Terrassen und Zufahrten und Zuwegungen sind mit 
mindestens 0,60m fachgerechtem Bodenaufbau zu überdecken. Bei einer Pflanzung von Bäumen auf 
Tiefgaragen ist pro Baum auf einer Fläche von mindestens 12m² ein fachgerechter Bodenaufbau von 
mindestens 1m vorzusehen.

1.6.3.

Standplätze für Müllbehälter, Schuttcontainer etc. sind durch Bepflanzung, Verkleidung oder bauliche 
Maßnahmen gegen die Einsicht von den öffentlichen Straßen und den Nachbargrundstücken abzuschirmen. 
Sie dürfen außerhalb der überbaubaren Flächen errichtet werden.

öffentliche Straßenverkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung
öffentlicher Geh- und Radweg

Die konkrete Aufteilung der Verkehrsflächen ist lediglich nachrichtlich dargestellt und nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes.

1.5.7.

Mit Rechtskraft dieses Bebauungsplanes treten innerhalb des Geltungsbereichs die bisherigen Vorschriften 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes "St.-Florian-Straße II - 2. Änderung" außer Kraft.

1.1.1.4. Innerhalb der Gewerbegebietsflächen ist für Betriebe des Handwerks der Verkauf von selbst hergestellten 
oder eingekauften Waren auf einer untergeordneten Fläche bis zu 50m² ausnahmsweise zulässig. Der 
Verkauf von selbst hergestellten oder eingekauften Waren des Lebensmittelhandwerks ist nicht zulässig.

Ausnahmsweise kann die zulässige Höhe der baulichen Anlagen für technische Aufbauten sowie 
Erschließungskerne auf einer Dachfläche von max. 5% um 3,0m überschritten werden. Es ist ein 
Mindestabstand von 1,50m zur Attikaaußenseite einzuhalten.

1.2.5.2.

GRÜNFLÄCHEN1.7.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

1.7.1.
Öffentliche Grünflächen

1.11.1.

4.1.

Maßangaben in Metern

Vorschlag Grundstücksgrenzen

4.2.

4.3.

4.4.

TF 8

79,2°

Cornus sanguinea - Gemeiner Hartriegel
Cornus mas - Kornelkirsche
Corylus avellana - Haselnuss
Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare - Liguster
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche
Prunus spinosa - Schlehe
Rhamnus frangula - Faulbaum
Rhamnus cathartica - Kreuzdorn
Rosa canina - Hundsrose
Salix caprea - Saalweide
Salix viminalis - Korbweide
Salix purpurea - Purpurweide
Sambucus nigra - Schwarzer Holunder
Viburnum lantana - Wolliger Schneeball
Viburnum opulus - Gemeiner Schneeball

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wurden bei Entmunitionierungsarbeiten Bodendenkmäler 
angetroffen. Neben einer frühmittelalterlichen Bestattung mit Waffenbeigabe fanden sich in den Schürfen 
Hinweise auf eine ausgedehnte vor- oder frühgeschichtliche Aufsiedlung des Platzes (Grubenbefunde). 
Gräberfelder des Frühen Mittelalters können eine große Ausdehnung erreichen. Es ist zu vermuten, dass es 
sich bei der angeschnittenen Bestattung nicht um ein Einzelgrab handelt, sondern das freigelegte Grab 
vielmehr Teil eines ausgedehnten Gräberfeldes ist. Auch die angetroffenen Siedlungsnachweise lassen in der 
weiteren Umgebung eine Fortsetzung der vorgeschichtlichen Siedlung mit hoher Wahrscheinlichkeit 
vermuten.
Darüber hinaus befinden sich in unmittelbarer Nähe zum Planungsgebiet die Bodendenkmäler
D-7-7626-0102 „Siedlung der römischen Kaiserzeit und Burgstall des Mittelalters" und
D-7-7626-0100 „Teilstück einer Straße der römischen Kaiserzeit".
Da beide Denkmäler sich noch in das Planungsgebiet hinein erstreckten können sowie angesichts der 
enormen Dichte von Bodendenkmälern auf den ehemaligen Flussterrassen rechts der Iller, ist im gesamten 
Planungsgebiet mit Bodendenkmälern zu rechnen.
Aus diesem Grund befürfen für alle Bodeneingriffe im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sowie der 
externen Ausgleichsfläche 1 auf den Flst. Nr. 580, 581/1, 582 sowie 583 der Gemarkung Wullenstetten ist 
eine denkmalrechtliche Erlaubnis gemäß Art. 7.1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen 
Erlaubnisverfahren bei der zustänidgen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist.

5/110m

1.1.1.3.

Die Nutzung von regenerativen Energien wird durch das Gebäude Energien Gesetz (GEG) des Bundes beim 
Neubau vorgegeben. Über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehende Energieeinsparmaßnahmen 
werden ausdrücklich empfohlen.

4.6. NIEDERSCHLAGSWASSER
Gesammeltes Niederschlagswasser aus Dachflächen, Pkw-Stellplätzen sowie privaten Hof- und 
Verkehrsflächen ist vorrangig flächenhaft über eine geeignete bewachsene Oberbodenschicht (z.B. über eine 
Mulde) in den Untergrund zu versickern. Sollte dies aufgrund der Untergrundverhältnisse nur mit 
unverhältnismäßigem Aufwand möglich sein, ist eine eingeschränkte Einleitung des Niederschlagswasser aus 
dem Baugrundstück in die öffentliche Regenwasserkanalisation zulässig.

4.5. 5/110m

An den durch Planzeichen gekennzeichneten Standorten, innerhalb öffentlicher Grünflächen sind unter 
Berücksichtigung des Vegetationsbestands standortgerecht Bäume der Artenlisten 1-3 zu pflanzen, zu 
pflegen dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.

Erstellung einer Trockenmauer als Eidechsenhabitat auf einer Länge von mindestens 75m. Es sind mehrere 
Abschnitte die insgeamt 75m ergeben möglich. (Mindestlänge eines Abschnitts 15m) An der Mauer sind 
Sandlinsen und Totholz zu ergänzen. Die Anlage der Zauneidechsenhabitate ist von einem qualifizierten und 
in der Artengruppe fachkundigen Biologen zu begleiten.

1.10.2.
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NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN3.

V

UMGRENZUNG VON FLÄCHEN ZUM ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN, SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a) BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 25 b) und Abs. 6 BauGB)

1.8.

SONSTIGE PLANZEICHEN1.12.

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
(§ 9 Abs.7BauGB)

Dachform
siehe Textteil

0,8
GE(e) Art der 

baul. Nutzung 
Anzahl Vollgeschosse

(Höchstmaß)

2.1.

2.6.

2.2.

2.3. PKW STELLPLÄTZE UND DEREN ZUFAHRTEN

FREIFLÄCHENGESTALTUNG DER BAUGRUNDSTÜCKE

EINFRIEDUNGEN
Einfriedungen sind entsprechend der städtischen Satzung über die Gestaltung von Einfriedungen 
(Einfriedungssatzung) kleintiergängig und ohne Sockel bis zu einer Höhe von max. 2,0 m zulässig. 

DACHGESTALTUNG

Sonderdachformen können als Ausnahme zugelassen werden, sofern sie betriebsorganisatorisch sind und 
städtebauliche Bedenken nicht entgegenstehen.

2.4.

2.1.1.

2.2.1.

2.2.3.

2.4.1.

WERBEANLAGEN2.5.

Innerhalb der Gewerbegebietsflächen ist der Stellplatzschlüssel entsprechend der BayBO nachzuweisen.  

2.5.3.

2.5.4.

Bewegliche Werbeanlagen und Lichtzeichen, in Form von Lauf-, Blitz- und Wechsellicht, sowie Werbeanlagen 
die das Straßen- und Orts- und Landschaftsbild wesentlich beeinträchtigen sind nicht zulässig.

Fahnenmasten und Pylone sind bis zu einer Höhe von max. 10,0 m über dem Niveau der angrenzenden 
öffentlichen Verkehrsfläche zulässig sofern sie die sonstigen Vorschriften einhalten. Je Grundstück sind max. 
3 Fahnenmasten zulässig. 

2.5.5.

FASSADENGESTALTUNG
Eine besonders auffällige, das Orts- und Landschaftsbild sowie die Grünordnung störende Gestaltung und 
Farbgebung ist unzulässig.

2.3.1.

2.6.2.

N

Maßstab 1:1.000

DIE BAYERISCHE BAUORDNUNG (BayBO)

-
6,0

a

Flachdächer

Pultdächer bis 20° Dachneigung

FD

PD2.2.2.

Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen sind auf den Dächern generell zulässig. Sie sind in der gleichen 
Neigung wie die Dachflächen auszugestalten.

2.2.4.

Anbauverbotszone für Hochbauten, bauliche Anlagen sowie Werbeanlagen in einem Abstand von 20m vom 
Fahrbahnrand der Bundesstraße

Bei Bundesstraßen dürfen bauliche Anlagen in einem Abstand von  30m vom Fahrbahnrand nur mit 
Zustimmung der Straßenbauverwaltung errichtet werden.

4.10. VERMEIDUNG VON SIGNALVERWECHSLUNG UND BLENDWIRKUNG ZUR BUNDESSTRASSE

VERFAHRENSVERMERKE

Bebauungsplan
 

"St.-Florian-Strasse III" 

Stadt Senden

Maßstab 1 : 1.000

Planfertiger:

Stand: 20.11.2023

3 Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für 
den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 09.03.2019 hat in der Zeit vom 25.04.2019 bis 
03.06.2019 stattgefunden.

2 Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den 
Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 09.03.2019 hat in der Zeit vom 25.04.2019 bis 27.05.2019 
stattgefunden.

1 Der Planungs, Bau- und Umweltausschuss der Stadt Senden hat in der Sitzung vom 26.03.2019 die Aufstellung des 
Bebauungsplanes "St.-Florian-Strasse III"  beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 25.04.2019 ortsüblich 
bekannt gemacht.

5 Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 25.10.2022 wurden die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 28.11.2022 bis 09.01.2023 beteiligt.

4 Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 25.10.2022 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 28.11.2022 bis 09.01.2023 öffentlich ausgelegt

(Siegel)

(Siegel)

(Siegel)

8 Die Stadt Senden hat mit Beschluss des Planungs-, Bau- und Umweltausschuss vom .................... den 
Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom .................... als Satzung beschlossen.

Senden, den ....................

...................................................................................................
Bürgermeisterin

9 Ausgefertigt

Senden, den ....................
 
...................................................................................................
Bürgermeisterin

10 Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am .................... gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 1 BauGB 
ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen 
Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen 
Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 S.1 und 2 
sowie Abs. 4 BauGB und die §§214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.

Senden, den ....................

...................................................................................................
Bürgermeisterin
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ORDNUNGSWIDRIGKEITEN

2.6.1.

2.7.
2.7.1.

Die Berechnungen sind mit einer Nachkommastelle genau durchzuführen. 
Die Prüfung der Einhaltung der Emissionskontingente erfolgt für Immissionsorte außerhalb des Plangebietes 
nach der DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5 in Verbindung mit Anlage A.2.
Erstreckt sich die Betriebsfläche eines Vorhabens über mehrere Teilflächen, so ist dieses Vorhaben dann 
zulässig, wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht größer ist als die Summe der sich aus den 
Emissionskontingenten ergebenden Immissionskontingente.
Die Emissionskontingente dürfen nur für eine Anlage oder einen Betrieb herangezogen werden.
Als Bezugsfläche ist die in der Planzeichnung als Gewerbegebiet dargestellte Grundstücksfläche 
heranzuziehen.
Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der 
Beurteilungspegel Lr den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 20 dB 
unterschreitet.
Als Einfallswinkel ist von 360 Grad auszugehen.
Es ist folgendes Zusatz-Emissionskontingent LEK,zus,k zulässig:

4.11. IMMISSIONSSCHUTZ

2.5.1. Werbeanlagen sind grundsätzlich genehmigungspflichtig

2.5.2. Freistehende Werbeanlagen (z.B. Werbetürme) sind zulässig bis zu einer Größe von max. 11m² (sog. Euro-
Format) und einer Höhe von max. 10m. Je Grundstück ist max. eine freistehende Werbeanlage zulässig.

Werbeanlagen im Fassadenbereich sind mit einer Größe der einzelnen Anlagen bis max. 11m² (sog. Euro-
Format) zulässig. Sie dürfen max. 10% der jeweiligen Fassadenseite bedecken. Die Werbeanlagen dürfen die 
Traufkanten der Gebäude nicht überschreiten.

2.6.3.

4.12. RECHTSKRÄFTIGER BEBAUUNGSPLAN

Baulicher Schallschutz zum Schutz vor Verkehrslärmimmissionen im Sinne des § 9, Abs. 1, Nr. 24 
BauGB 
Für die Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung von baulichen Anlagen mit schutzbedürftigen Räumen 
im Sinne der DIN 4109-1:2018-01 "Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen" (z.B. 
Wohnräume, Schlafräume, Unterrichtsräume, Büroräume) gelten nachfolgende Festsetzungen.
1.) Im Plan in der Anlage (/01 der schalltechnischen Untersuchung) sind die Bereiche mit den jeweils 

maßgeblichen Außenlärmpegeln festgesetzt.
2.) Die sich aus den maßgeblichen Außenlärmpegeln ergebenden erforderlichen Schalldämm-Maße der 

Außenbauteile nach der DIN 4109-1:2018-01 "Schallschutz im Hochbau, - Teil 1: Mindestanforderungen" 
dürfen nicht unterschritten werden.

3.) Schlaf- und Kinderzimmern sind mit einer schallgedämmten Lüftung auszustatten. Schallgedämmte 
Lüftungen können entfallen, wenn die betreffenden Schlaf- und Kinderzimmer mit Pufferräumen 
(Wintergärten, Loggien, etc.), Prallscheiben oder sonstigen pegelmindernden Maßnahmen vor den 
Lärmimmissionen geschützt werden (Minderung des Schallpegels vor dem Fenster von mindestens 19 
dB(A)) bzw. wenn das erforderliche Schalldämmmaß der Fassade bei anderen Lüftungskonzepten 
sichergestellt ist.
Pufferräume müssen so ausgestattet sein, dass sie zur Nutzung als Schlaf- oder Kinderzimmer nicht 
geeignet sind.

4.) Die in Nr. 1 vorgegebenen maßgeblichen Außenlärmpegel können alternativ auch auf Grundlage von 
Lärmpegelberechnungen und/oder Messungen im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bzw. des 
Freistellungsverfahrens ermittelt werden.
Ein Fenster ist zum Lüften geeignet, wenn der für Verkehrs- und Gewerbelärmeinwirkungen ermittelte 
Beurteilungspegel vor dem geöffneten Fenster einen Wert von 50 dB(A) zur Nachtzeit nicht überschreitet.

Zulässige Lärmemissionen nach der DIN 45691:2006-12 für eine Gliederung nach § 1, Abs. 4 Nr. 2 
Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle angegebenen 
Emissionskontingente LEK nach der DIN 45691:2006-12 "Geräuschkontingentierung" weder tags noch nachts 
überschreiten.
Hinweis: Nach der TA Lärm, der DIN 18005 und der DIN 45691 erstreckt sich der Tagzeitraum von 06:00 Uhr 
bis 22:00 Uhr und der Nachtzeitraum von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr.

Hinweis: 
1.) Die sich aus den festgesetzten maßgeblichen Außenlärmpegeln ergebenden Schalldämm-Maße der 
Außenbauteile sind Mindestanforderungen entsprechend der im Zeitraum des Bebauungsplanverfahrens 
aktuellen Gegebenheiten. Aufgrund Änderungen von Berechnungsmethoden oder anderen Lärmbelastungen 
können sich andere Anforderungen für die Schalldämm-Maße der Außenbauteile ergeben. Dies ist jeweils im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens bzw. des Genehmigungsfreistellungsverfahren durch den Bauwerber 
zu prüfen.

Die Winkelangaben der Tabelle beziehen sich auf den folgenden Bezugspunkt im UTM-Koordinatensystem 
(Zone 32): x = 577981 (Rechtswert) y = 5353692 (Hochwert)
Die Richtungsangabe (Winkelzunahme im Urzeigersinn) ist wie folgt definiert:
Norden      0 Grad                Süden  180 Grad
Osten      90 Grad                Westen 270 Grad

4. HINWEISE

1 2 3 2 Flurstücksgrenzen mit Flurstücksnummern 

bestehende Bebauung

4.13. ENERGIEEINSPARUNG

Die Gesamtemission berechnet sich aus der Summe aller Emissionskontingente im Bebauungsplangebiet 
zuzüglich der Zusatz-Emissionskontingente LEK,zus,k.
Wenn es an schutzbedürftigen Nutzungen im Übergangsbereich von einem Sektor der Zusatzemission in den 
nächsten zu verschieden hohen Immissionskontingenten LIK,i,j kommt, so ist das jeweils niedrigere 
Immissionskontingent maßgeblich.
Hinweis:Bei der Neuerrichtung und Änderung von Bauvorhaben bzw. im Genehmigungsverfahren und 
Genehmigungsfreistellungsverfahren ist mit der Bauaufsichtsbehörde die Vorlage eines 
Lärmschutzgutachtens auf Basis der Ermächtigung der BauVorlV abzustimmen.

Sichtfenster gemäß RaSt06

CEF1: Ersatzhabitat Zauneidechse

CEF1: Ersatzhabitat Zauneidechse

CEF1: Ersatzhabitat Zauneidechse

CEF1: Ersatzhabitat Zauneidechse:

FD
PD 20°

FD
PD 20°

7 Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 20.06.2023 wurden die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 01.08.2023 bis 11.09.2023 erneut beteiligt.

6 Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 20.06.2023 wurde mit der Begründung gemäß § 4a Abs. 3 
BauGB in der Zeit vom 09.08.2023 bis 11.09.2023 erneut öffentlich ausgelegt

23.01.2024
20.11.2023
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